
er Georgien-Konflikt kann für sich allein
nicht verstanden werden . Er ist ein Ereig-

nis in einem größeren Konfliktzusammenhang .
Hatte man nach dem Ende des O st-West-Konflikts
viel vom »Gemeinsamen Hau s Europ a« ge spro-
chen, das O st und We st eng miteinander in Partner-
schaft verbinden sollte , so entstand de facto sehr
b ald eine andere Konstellation .

Erstens: Anders als verspro chen, wurden ehe-
malige Staaten de s O stblo cks in die Nato aufge-
nommen, die sich − angeführt von den USA − zur
weltweit interventionistischen Militärmacht ent-
wickelte . Russland fühlte sich mehr und mehr mili-
tärisch eingekreist. Die s um so stärker, als mit dem
Irak-, dem Afghanistan-Krieg und den B estrebun-
gen, die Ukraine und Georgien in die Nato aufzu-
nehmen, die Nato auch im Süden Ru sslands ihre Po-
sitionen au sb aute .

Zweitens: Nach einer chaotischen Phase erhob
Russland , gestärkt durch seine Gas- und Ölexporte ,
erneut seinen Anspruch, als Weltmacht zu gelten .
E s fordert, im internationalen Feld und insb eson-
dere im B ereich der ehemals sowj etischen Gebiete ,
den heutigen Gus-Staaten, ein Recht auf Mitspra-
che und Einfluss ein . Gemeinsam mit China und
vier weiteren zentralasiatischen Staaten gründete
es 2 0 0 5 die Shanghai-Organisation . Die Konkur-
renz zur unipolaren Weltmacht USA wurde sehr
deutlich .

Drittens geht es um die B eherrschung der Öl-,
Gas- und Rohstoffmärkte und der dazu gehörigen
Transportwege . D er Westen und allen voran die
USA sind b emüht, die Vorkommen um das Kaspi-
sche Meer für sich zu erschließen und das Monopol
Mo skaus auf Lieferung üb er seine Pipeline s zu um-
gehen . Eine solche neue Pipeline führt durch Geor-
gien, nicht weit entfernt von der D emarkationsli-
nie zu Süd-O ssetien . Die militärische Ausbildung
und Aufrü stung von Georgien wird dementspre-
chend von den USA mit Nachdruck b etrieben, wie
auch ihre Forderung in den Nato-Gremien, Georgi-
en und die Ukraine möglichst b ald in die Nato auf-
zunehmen . Mo skau mu ss dies als Signal werten :
Die USA und die Nato-Mächte wollen ihre wirt-
schaftlichen Interessen notfalls auch mit militäri-
schen Mitteln durchsetzen .

Ru ssland fühlt sich viertens auch durch die Sta-
tionierung von Raketenabwehrsystemen in Polen
und Tschechien b edroht. E s glaubt nicht an die un-
glaubhafte Story, diese würden gegen bisher nicht
existierende iranische Raketen gebraucht. Sie wis-
sen, dass Kräfte in den USA sich um eine atomare

Erstschlagsfähigkeit gegenüb er Ru ssland b emü-
hen . Die Abfangsysteme würden in die sem Zusam-
menhang benötigt, um bei einem US-Erstschlag
nicht zerstörte russische Raketen abzu schießen .
D as sind hö chst bedrohliche Kriegsszenarien !

Fünftens wiegen die Erfahrungen au s dem Ko-
sovo-Konflikt schwer. Bisher galt, dass Sep aratis-
mus auf keinen Fall geduldet werden könne . Die
Grenzen der Staaten seien unantastb ar. Im Ko sovo
unterstützte j edo ch der »Westen« Sep aratismus und
setzte ihn unter B ruch der UN-Charta mit seiner
überlegenen Militärmaschine durch . In Hinblick
auf den Vielvölkerstaat Russland war die s ein ge-
fährliches Exempel . Mo skau führt seitJahren einen
b arb arischen Krieg gegen die sep aratistischen
Tschetschenen . Sein Protest gegen die Lo slö sung
des Ko sovo von Serbien wurde vom«We sten« igno-
riert. Im Georgien-Konflikt dreht nun Russland
den Spieß um und schützt und unterstützt die sep a-
ratistischen Ab sichten in Süd-O ssetien und Ab cha-
sien .

D er unverständlich brutale Üb erfall Georgiens
auf seine eigenen Landsleute in Süd-O ssetien mit
einer erheblichen Zerstörung der Hauptstadt und
mit vielen Toten ist nur ein Element in den größe-
ren Konfliktzusammenhängen .

Wohl zu Recht vermutet Mo skau , die USA steck-
ten hinter diesem Üb erfall . Die se nämlich drängen
am stärksten auf den B eitritt Georgiens zur Nato ,
bilden mit einem erheblichen Militärkontingent
die georgischen Truppen aus und sind die engsten
Verbündeten des georgischen Präsidenten, der zu-
dem no ch US-Staatsbürger ist. B ei seinem militäri-
schen Gegenstoß kalkulierte Mo skau treffend , die
Nato würde im Kaukasus keine direkte militärische
Konfrontation eingehen . E s zerschlug mit seinen
weit üb erlegenen Truppen nicht nur den georgi-
schen Angriff, sondern zerstörte gemäß militäri-
scher Logik auch no ch wichtige georgische Militär-
stützpunkte . Unter B erufung auf sein UN-Mandat
als regionaler »Friedenshüter« b esetzte e s außer-
dem eine Pufferzone auf georgischem Territorium .
Mo skau setzte damit das deutliche Zeichen, in sei-
nem Einflu ssgebiet könne niemand mit militäri-
schen Mitteln Politik treib en .

Zivile Vorschläge

Alle be schrieb enen Konflikteb enen waren und
sind im Kampf der Staaten, Ko alitionen und Inte-
ressen mit Gewalt b esetzt und hab en unzählige Op-
fer unter der Zivilb evölkerung gefordert. Wir stel-
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len de shalb − als Mitglied der Friedensb ewegung −
Vorschläge für eine Politik der zivilen Konfliktb e-
arb eitung dagegen :

EU-Europ a ist nicht einseitig von Russland ab-
hängig. E s braucht zwar die Rohstoffe Russlands .
Russland b enötigt ab er auch die Einnahmen aus
diesen Verkäufen . Vor allem b enötigt es Investiti-
onsgüter und vielleicht sogar Inve stitionen zur Di-
versifizierung seiner Pro duktionsstrukturen . B ei-
de Seiten sind auf einander angewie sen . D as ist ei-
ne gute Grundlage für gegenseitigen Re spekt und
Ko operation . E s liegt also der Vorschlag nahe , zu
dem am Ende de s O st-West-Konflikts viel diskutier-
ten Konzept des » Gemeinsamen Hauses Europ a«
zurückzukehren . In ihm war gemeinsame Sicher-
heit eb enso vorge sehen wie ein ständiger Dialog
üb er Interessen und Ko operationsmöglichkeiten .
D arunter würde auch die Frage der Sicherheit von
Rohstofflieferungen fallen . In der Charta von Paris
1 9 9 0 wurden einige Gedankengänge in die ser
Richtung festgehalten, ab er sp äter zugunsten der
Nato-Erweiterung nicht umgesetzt. In einem sol-
chen Konzept hab en Nato-Erweiterungen eb enso
wenig Platz wie Raketenschilde und gewalttätige
Überfälle auf Minderheiten .

B öte die EU eine solche Politik unter Aufwer-
tung der O SZE (Organisation für Sicherheit und Zu-
sammenarb eit in Europ a) an, würde b ereits die E s-
kalation des gegenwärtigen Klimas der Verfein-
dung unterbro chen werden . Im Rahmen einer auf-
gewerteten O SZE könnten in verschiedenen »Kör-
b en» die unterschiedlichsten Probleme laufend
verhandelt werden . D er Verb e sserung der Rah-
menb edingungen für die B earb eitung der Kauka-
su s-Konflikte würde ferner die schon lange anste-
hende Ratifizierung de s »Angep assten Vertrages
üb er Konventionelle Streitkräfte in Europ a« (AK-
SE) von 1 9 9 9 durch die Nato-Staaten dienen . Eine
weitere Aktualisierung die ses Vertrage s könnte fol-
gen .

Die Einb erufung einer internationalen Konfe-
renz üb er den Umgang mit Minderheiten im O SZE-
Raum ist längst üb erfällig. Hierb ei handelt es sich
um ein generelles Problem, das in vielen National-
staaten eine b edeutende Rolle spielt. Auf einer sol-

chen Konferenz müssten auch die Rep äsentantIn-
nen der Minderheiten ausführlich gehört werden,
da die nationalen Regierungen häufig ein gebro-
chenes Verhältnis zu ihren Minderheiten hab en .
Aus der Konferenz könnte eine dauerhafte Schieds-
Institution hervorgehen, die sich als Schlich-
tungsinstanz b ei Minderheiten-Konflikten im » Ge-
meinsamen Hau s« engagiert. Die O SZE hat in die-
sem Feld in den b altischen Staaten b ereits B edeu-
tende s geleistet.

D er Staat Georgien ist nach dem Zerfall der Sow-
j etunion sehr herb e mit Abchasien und Süd-O sseti-
en umgegangen . Georgien und seine Gesellschaft
sollten die sen b eiden Völkern gegenüber eine Ver-
söhnungsinitiative einleiten, an deren Anfang ein
Schuldeinge ständnis und das B emühen um histori-
sche Aufarb eitung der gegenseitigen B eziehungen
stehen könnten .

Georgien könnte ferner Armenien, Aserbeid-
schan, Ab chasien, Süd-O ssetien und B ergkarab ach
− alle südlich de s Kaukasu s gelegen − einladen, um
mit ihnen die Möglichkeit und die Dimensionen ei-
ner gemeinsamen Organisation für Sicherheit und
Zu sammenarbeit in die ser Region auszuloten . Die
O SZE könnte dabei die Mo deration üb ernehmen,
wo durch auch die anderen Länder des O SZE-B erei-
che s eingebunden werden würden . Gelänge e s, zu
einer Annäherung und sogar Zu sammenarbeit zu
kommen, so werden auch etwaige B edrohungs-
ängste von Minderheiten der Region verringert
werden . D er Konkurrenzkampf der Großmächte
könnte in dieser Region gezähmt werden .

Eine neue Politik der Entsp annung und des ge-
genseitigen Re spekts ist angezeigt. Die D evise lau-
tet : Einbindung statt Ausgrenzung − Ko operation
statt Konfrontation .
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D er Ausbruch militärischer Aktionen zwischen Ge-
orgien und Südo ssetien droht sich zu einem größe-
ren Krieg zu entwickeln, zwischen Georgien, un-
terstützt von der Nato auf der einen Seite und dem
ru ssländischen* Staat auf der anderen Seite . Tau-
sende von Menschen wurden bereits getötet und

verwundet − hauptsächlich friedliche Einwohner
und Einwohnerinnen; ganze Städte und D örfer
wurden ausgelö scht. Die Ge sellschaft ist von einer
schmutzigen Flut nationalistischer und chauvinis-
tischer Hysterie üb erflutet worden .
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